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Öffentliche Bekanntmachung des
Wahlleiters zu den Kommunalwahlen in
Oberhausen

Herr
Benedikt Josef Domberger

hat sein Mandat für die Bezirksvertretung Alt-
Oberhausen gem. § 37 Kommunalwahlgesetz durch
Verzichterklärung mit sofortiger Wirkung niedergelegt. 

Nach der Reihenfolge der Liste der CDU für den
Stadtbezirk Alt-Oberhausen ist der an 11. Stelle stehen-
de Bewerber

Herr
Hans Wizckowiak
Roonstr. 106
46049 Oberhausen
geboren 1958
Bilanzbuchhalter

berufen worden, der damit an die Stelle des ausge-
schiedenen Mitgliedes tritt. 

Gegen diese Feststellung kann beim Wahlleiter -
Bereich Statistik und Wahlen - schriftlich oder mündlich
zur Niederschrift Einspruch gem. § 39 in Verbindung mit
§ 45 des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande
Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahlgesetz - KWahlG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998
(GV. NW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 03. Mai 2011 (GV. NW. S.
238), eingelegt werden. 

Die Einspruchsfrist rechnet einen Monat vom Zeitpunkt
dieser Veröffentlichung an. 

Oberhausen, 29.03.2012

Klaus Wehling
- Wahlleiter -

Jahresrechnung 2009

Der Rat der Stadt hat am 12.12.2011 die vom
Rechnungsprüfungsausschuss geprüfte
Jahresrechnung beschlossen und dem
Oberbürgermeister die Entlastung erteilt.

Diese Beschlüsse werden hiermit nach § 96 Abs. 2 Satz
2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht.

Die Jahresrechnung 2009 liegt bis zur Feststellung des
folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme im
Rathaus Oberhausen, Zimmer 406 (Eingang Zimmer
408) während der Dienststunden aus.

Oberhausen, 27.03.2012

Klaus Wehling
Oberbürgermeister
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Bekanntmachung der öffentlichen
Auslegung einer Änderung des
Regionalen Flächennutzungsplanes der
Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr
der Städte Bochum, Essen,
Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der
Ruhr und Oberhausen

Der Regionale Flächennutzungsplan (RFNP) der
Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr soll in einem
Teilbereich geändert werden. Die Änderung bezieht sich
auf einen Bereich der Stadt Essen.

Der Rat der Stadt Oberhausen hat am 19.03.2012
beschlossen: 

1. Der Rat der Stadt nimmt die Ergebnisse aus der früh-
zeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
(Anregungen und diesbezügliche Stellungnahmen
der Verwaltung) zur Kenntnis.

2. Der Rat der Stadt beschließt, das Plangebiet der
Änderung 16 E im nördlichen Teil um eine kleine
Dreiecksfläche (0,7 ha) entsprechend dem zurzeit in
Aufstellung befindlichen Bebauungsplanentwurf zu
erweitern.

3. Der Rat der Stadt beschließt die öffentliche
Auslegung und Beteiligung der öffentlichen Stellen
und sonstigen Träger öffentlicher Belange auf
Grundlage des vorliegenden Planentwurfs für das
Änderungsverfahren 16 E (Krupp-Gürtel: Altendorfer
Straße / Dickmannstraße) zum RFNP.

Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt gem. § 3 Abs. 2
Baugesetzbuch (BauGB), die Beteiligung der öffent-
lichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB jeweils i.V.m. §
13 Abs. 1 Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen
(LPlG NRW) sowie § 10 Raumordnungsgesetz (ROG). 

Die Öffentlichkeit sowie die öffentlichen Stellen,
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
können innerhalb einer Frist von einem Monat
Stellungnahmen zum ausliegenden Änderungsentwurf
abgeben.

Die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes
hat Auswirkungen auf die Umwelt. Daher sind im
Rahmen des o.g. Änderungsverfahrens gemäß § 9 ROG
i. V. m. § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung (UP)
durchgeführt und ein Umweltbericht erstellt worden.

Es liegen die folgenden umweltrelevanten Stellung-
nahmen und Informationen vor:

- Synopse der Anregungen im Rahmen der (frühzeiti-
gen) Beteiligung der öffentlichen Stellen und Personen
des Privatrechts, der Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit

Diese Unterlagen können während der öffentlichen
Auslegungen eingesehen werden.

Die Planunterlagen (Entwurf des Änderungsplans,
Begründung, Umweltbericht) sowie die nach
Einschätzung der Gemeinden der Planungsgemeinschaft
wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen
Stellungnahmen liegen in der Zeit  vom 04. Mai 2012 bis
04. Juni 2012 (einschließlich) in den Städten der

Planungsgemeinschaft öffentlich aus.

In der Stadt Oberhausen können sie an den behörd-
lichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden:

Bereich Stadtplanung
Technisches Rathaus Sterkrade (Gebäudeteil A)
Bahnhofstraße 66, Raum A009, 46042 Oberhausen

montags bis donnerstags von 8.00 bis 16.00 Uhr,
freitags von 8.00 bis 12.00 Uhr.

Die Orte für die öffentlichen Auslegungen in den ande-
ren Städten der Planungsgemeinschaft sind den dorti-
gen Bekanntmachungen und den Internetseiten der
Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen
oder bei der Geschäftsstelle Regionaler
Flächennutzungsplan in Essen (Tel.: 0201 8861-210/-
212) zu erfragen.

Alle Planunterlagen sowie die Beschlussvorlage können
auch auf den Internetseiten der Städteregion Ruhr ein-
gesehen werden.

Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur
Begründung und zum Umweltbericht können während
der Auslegungsfrist bis zum 04. Juni 2012 (einschließ-
lich) schriftlich oder zur Niederschrift

- bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und
Bauordnung, Geschäftsstelle Regionaler
Flächennutzungsplan, Lindenallee 10
(Deutschlandhaus), 45121 Essen,

- bei der Stadt Oberhausen, Bereich Stadtplanung,
Technisches Rathaus Sterkrade (Gebäudeteil A),
Bahnhofstraße 66, Raum A009, 46042 Oberhausen

- oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben
werden.

Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits-
und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig abgegeben
worden sind, können bei der Beschlussfassung über
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte ken-
nen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des
Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.

Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen werden
geprüft und das Ergebnis mitgeteilt. Haben mehr als 50
Personen Stellungnahmen mit im Wesentlichen gleichem
Inhalt abgegeben, kann die Mitteilung dadurch ersetzt
werden, dass diesen Personen die Einsicht in das
Ergebnis bei der Stadt Oberhausen, Bereich
Stadtplanung, Technisches Rathaus Sterkrade
(Gebäudeteil A), Bahnhofstraße 66, Raum A009, 46042
Oberhausen während der Dienststunden ermöglicht wird. 

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abge-
ben, werden in den Drucksachen für die öffentlichen
Sitzungen des Rates und des Ausschusses nicht aufge-
führt, d. h. es erfolgt grundsätzlich eine anonymisierte
Wiedergabe der Stellungnahme. Die personenbezoge-
nen Daten werden nur für Zwecke weiter verarbeitet, für
die sie erhoben bzw. erstmals gespeichert worden sind
(§ 13 Abs.1 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen).

Oberhausen, 29.03.2012
Klaus Wehling
Oberbürgermeister
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Bekanntmachung der Stadt Oberhausen
über die Aufstellung des Bebauungs-
plans Nr. 680 -Vestische Straße /
Winkelstraße- im beschleunigten
Verfahren und Einstellung des
Bebauungsplanverfahrens Nr. 646 -
Vestische Straße (Nahversorgungs-
zentrum Heide)-

Der Rat der Stadt hat am 19.03.2012 beschlossen, für
das im Plan des Bereichs 5-1 -Stadtplanung- vom
21.02.2012 umrandete Gebiet, einen Bebauungsplan im
beschleunigten Verfahren aufzustellen.

Eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wird nicht
durchgeführt.

Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 in Verbindung mit
§ 13 a des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Neufassung
vom 23.09.2004 (BGBl I, S. 2414), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I,
S. 1509).

Der Bebauungsplan Nr. 680 wird im Plangebiet voraus-
sichtlich eine zulässige Grundfläche von ca. 6.500 qm
festsetzen.

Mit dem Bebauungsplan wird die Zulässigkeit von
Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder
nach Landesrecht unterliegen, nicht vorbereitet oder
begründet. Es bestehen außerdem keine Anhaltspunkte
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b
BauGB genannten Schutzgüter (die Erhaltungsziele und
der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher
Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete
im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes).

Die Durchführung des beschleunigten Verfahrens ohne
Umweltprüfung ist somit möglich.

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Osterfeld, Flur
26, und wird wie folgt umgrenzt:

Nordöstliche Seite der Vestischen Straße; nordwestliche
Grenze des Flurstücks Nr. 466; nordöstliche Grenzen
der Flurstücke Nr. 466, 464, 126 und 492; südöstliche
Grenze des Flurstücks Nr. 492; diese verlängert bis zur
südwestlichen Seite der Vestischen Straße; südwestli-
che Seite der Vestischen Straße; südöstliche und süd-
westliche Grenze des Flurstücks Nr. 469; südöstliche
Grenze des Flurstücks Nr. 91; südwestliche Grenzen der
Flurstücke Nr. 91 und 518; nordwestliche Grenze des
Flurstücks Nr. 518; südwestliche Grenzen der
Flurstücke Nr. 608 und 607; südöstliche Grenze des
Flurstücks Nr. 507; südwestliche Grenze des Flurstücks
Nr. 507; südöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 449; süd-
westliche Grenzen der Flurstücke Nr. 449, 448 und 447;
nordwestliche Grenze des Flurstücks Nr. 447; südwest-
liche und nordwestliche Grenze des Flurstücks Nr. 78;
Verlängerung der nordwestlichen Grenze des Flurstücks
Nr. 78 bis zur nordöstlichen Seite der Vestischen Straße.

Die genaue Abgrenzung ergibt sich auch aus der ange-
fügten Übersichtsskizze.

Interessenten können zur Unterrichtung über die Lage
des Plangebiets auch einen Plan mit den

Umringsgrenzen im Bereich 5-1 -Stadtplanung-,
Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66,
Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 009, während der
Dienststunden einsehen.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 680 werden folgende
Hauptplanungsziele verfolgt:

- Festsetzung von allgemeinen Wohngebieten und
Mischgebieten;

- Erhalt und Entwicklung der nahversorgungsrelevan-
ten Strukturen durch Ausweisung von qualitätvollen
Erweiterungs- und Entwicklungsflächen;

- Entwicklung von Festsetzungen bzgl. sonstiger
Nutzungen, die zur Beeinträchtigung der
Wohnnutzungen und der Nahversorgungsstrukturen
(Trading-Down-Effekt) führen können wie z.B.
Vergnügungsstätten und Nutzungen im
Zusammenhang mit dem Rotlichtmilieu.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Gleichzeitig wurde beschlossen das bisherige
Bebauungsplanverfahren Nr. 646 - Vestische Straße
(Nahversorgungszentrum Heide) - einzustellen und den
Aufstellungsbeschluss vom 22.03.2010 aufzuheben.

Hinweis

Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behörden
zur Vorbereitung der von ihnen nach diesem
Gesetzbuch zu treffenden Maßnahmen Grundstücke
betreten und Vermessungen, Boden- und
Grundwasseruntersuchungen oder ähnliche Arbeiten
ausführen.

Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Oberhausen, 27.03.2012

Klaus Wehling
Oberbürgermeister
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Bekanntmachung einer Satzung über die
Veränderungssperre Nr. 132

I. Satzung

über die Veränderungssperre Nr. 132 vom
27.03.2012

Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 14 Abs. 1 und 16
Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung
vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I,
S. 1509), in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.1994, S.
666), zuletzt geändert durch Art. 4 TransparenzG vom
17.12.2009 (GV.NRW.2009, S. 950), in seiner Sitzung
am 19.03.2012 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Es wird eine Veränderungssperre beschlossen.

Der Bereich der Veränderungssperre ist im Plan des
Bereichs 5-1 - Stadtplanung - vom 21.02.2012 umrandet
dargestellt und als Anlage dieser Satzung beigefügt.

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre
Nr. 132 liegt in der Gemarkung Osterfeld, Flur 26, und
umfasst die Flurstücke Nr. 447 und 448.

§ 2

Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre
(§ 1) dürfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchge-
führt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden;

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde
Veränderungen von Grundstücken und baulichen
Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-,
zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorge-
nommen werden.

§ 3

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der
Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden
sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer
bisher ausgeübten Nutzung werden von der
Veränderungssperre nicht berührt.

§ 4

Diese Satzung tritt mit dem Tage nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald
und soweit für ihren Geltungsbereich (§ 1) ein
Bebauungsplan rechtskräftig wird, spätestens jedoch ein
Jahr nach Inkrafttreten.

II. Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht.

III. Hinweise

1. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes hin-
gewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und
des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Gemeinde (Stadt Oberhausen, Bereich 5-1 -
Stadtplanung-, Technisches Rathaus Sterkrade,
Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 004)
unter Darlegung des die Verletzung begründenden
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1
gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a
BauGB beachtlich sind.

2. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen wird auf folgendes hinge-
wiesen:

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes beim
Zustandekommen dieser Satzung kann nach Ablauf
eines Jahres seit der Verkündung nicht mehr geltend
gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

3. § 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB lautet wie folgt:
„Dauert die Veränderungssperre länger als 4 Jahre
über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten
Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1
BauGB hinaus, so ist den Betroffenen für dadurch
entstandene Vermögensnachteile eine angemesse-
ne Entschädigung in Geld zu leisten."

Gemäß § 18 Abs. 3 BauGB wird darauf hingewiesen,
dass der Entschädigungsberechtigte Entschädigung
verlangen kann, wenn die in § 18 Abs. 1 Satz 1
BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetre-
ten sind.

Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbei-
führen, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei der Stadt Oberhausen beantragt.

Oberhausen, 27.03.2012

Klaus Wehling
Oberbürgermeister
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Die WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen
GmbH, Kanäle und Straßen, 46049
Oberhausen, Buschhausener Straße 149,
Telefon 0208-8578 321, Telefax 0208 8578-
322, schreibt hiermit nach VOB/A öffent-
lich aus:

Maßnahme: 
Erstellung einer Versickerungsanlage Im Sande

Leistung:
ca. 200 m³ Bodenaushub mit Böschungs- und

Sohlenprofilierung 
ca. 180 m² Geotextilie liefern und einbauen

65 Stck. Rigolenfüllkörper, Format 80/80/35 cm,
liefern und einbauen

7 Stck. Systemschächte für Rigolenfüllkörper
liefern und einbauen

ca. 600 m² Oberbodenschicht herstellen
ca. 600 m² Fertigrasen liefern und verlegen

28 Stck. Holzpoller aus- und einbauen

Bauzeit:
Anfang 21. KW - Ende 25. KW 2012

Zuschlagsfrist:
04.06.2012

Die Angebotsunterlagen können ab 16.04.2012 bis
25.04.2012 nur schriftlich bei der ausschreibenden o. g.
Stelle unter Beifügung eines Verrechnungsschecks oder
einer beglaubigten Einzahlungsquittung mit Angabe des
Projektes angefordert werden.

Maßnahme:
Erstellung einer Versickerungsanlage Im Sande

Stadtsparkasse Oberhausen
BLZ: 365 500 00, Konto-Nr. 173 260.
Zusammenfassung von mehreren Objekten ist nicht
zulässig.

Kostenbeitrag:
22,00 € Bruttobetrag einschl. gesetzlicher
Mehrwertsteuer und Portokosten

Der Betrag wird nicht erstattet.

Die Ausgabe der Angebotsunterlagen erfolgt nur an sol-
che Firmen oder Bietergemeinschaften, die nachweis-
lich in den letzten Jahren Leistungen gleicher oder ähn-
licher Art ausgeführt haben und in der Lage sind, die
geforderten Fristen einzuhalten. Ein entsprechender
Nachweis ist auf Anforderung zu erbringen.

Auskünfte erteilt:
Herr Bausze
WBO-GmbH, Kanäle und Straßen 
Tel. 0208 8578-356

Die Angebote sind zu richten an die
Submissionsstelle der WBO Wirtschaftsbetriebe
Oberhausen GmbH, Kanäle und Straßen, 46049
Oberhausen, Buschhausener Straße 149, Erdgeschoss
rechts, Zimmer 011.

Eröffnungstermin am 03.05.2012, um 10:00 Uhr
Teilnehmerkreis gem. VOB/A - § 14/1

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen
Bestimmungen der VOB können sich Bieter an die
Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 30 08 65, 40408
Düsseldorf, wenden.
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Die WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen
GmbH, Kanäle und Straßen, 46049
Oberhausen, Buschhausener Straße 149,
Telefon 0208 8578-321, Telefax 0208 8578-
322, schreibt hiermit nach VOB/A öffent-
lich aus:

Maßnahme:
Kanalerneuerung Antoniestraße von Teutoburger Straße
bis Bockmühlenstraße

Leistung:
ca.    185 m Steinzeugrohre DN 300 liefern und ver-

legen
4 Stck. Kanalschächte DN 1000 liefern und

einbauen
13 Stck. Straßeneinläufe liefern und einbauen

ca. 1.100 m² Betonsteinpflasterfläche erstellen
ca. 1.700 m² Bituminöse Fahrbahnfläche erstellen
ca.   150 m² Pflanzbeete erstellen

max. Tiefe
ca. 4,90 m

Bauzeit:
Anfang 21. KW - Ende 48. KW 2012

Zuschlagsfrist:
04.06.2012

Die Angebotsunterlagen können ab 16.04.2012 bis
25.04.2012 nur schriftlich bei der ausschreibenden o. g.
Stelle unter Beifügung eines Verrechnungsschecks oder
einer beglaubigten Einzahlungsquittung mit Angabe des
Projektes angefordert werden.

Maßnahme:
Kanalerneuerung Antoniestraße von Teutoburger Straße
bis Bockmühlenstraße

Stadtsparkasse Oberhausen
BLZ: 365 500 00, Konto-Nr. 173 260.
Zusammenfassung von mehreren Objekten ist nicht
zulässig.

Kostenbeitrag:
40,00 € Bruttobetrag einschl. gesetzlicher
Mehrwertsteuer und Portokosten

Der Betrag wird nicht erstattet.

Die Ausgabe der Angebotsunterlagen erfolgt nur an sol-
che Firmen oder Bietergemeinschaften, die nachweis-
lich in den letzten Jahren Leistungen gleicher oder ähn-
licher Art ausgeführt haben und in der Lage sind, die
geforderten Fristen einzuhalten. Ein entsprechender
Nachweis ist auf Anforderung zu erbringen.

Auskünfte erteilt:
Herr Schwarz
WBO-GmbH, Kanäle und Straßen 
Tel. 0208 8578-355

Die Angebote sind zu richten an die
Submissionsstelle der WBO Wirtschaftsbetriebe
Oberhausen GmbH, Kanäle und Straßen, 46049
Oberhausen, Buschhausener Straße 149, Erdgeschoss
rechts, Zimmer 011.

Eröffnungstermin am 03.05.2012, um 10:30 Uhr
Teilnehmerkreis gem. VOB/A - § 14/1

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen
Bestimmungen der VOB können sich Bieter an die
Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 30 08 65, 40408
Düsseldorf, wenden.
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DPAG

Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit,
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 9,--
Euro, für sechs Monate 18,-- Euro je Kunstwerk)
auszuleihen.

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich.

Nächste Ausleihe:
Donnerstag, 3. Mai 2012
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen,
Konrad-Adenauer-Allee 46

Auskunft:
Bereich 0-8 Kunst/Artothek, Tel. 0208 41249-22
montags bis freitags von 8 bis 13 Uhr

Ausleihe von Kunstwerken

Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt

unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse

für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-

schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule),

Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch.

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes

Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit

der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit

bekannt gemacht.

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen

Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-

gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter

stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine

festgesetzten Ziele erreicht werden.

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen

ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-

zen Jahres möglich.

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-

dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-

schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-

ten und zu verstehen.

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte

untereinander und fördern das Sozialverhalten der

Gruppe.

Vormerkungen für die Aufnahme im Frühjahr 2012

nimmt der Bereich 0-8 Kunst/Malschule, Tel. 0208

41249-22, montags bis freitags von 8 bis 13 Uhr

entgegen.

Malschule

für Kinder

und Jugendliche
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